
Dr. Karl Mommer auch Wilhelm Mellies333 eine Rolle gespielt zu haben, er war bis 7.

Oktober 1952 parlamentarischer Geschäftsführer der SPD und Mitglied im Partei¬

präsidium sowie Mitglied des Ausschusses für Berlin. Damit entsprach die Bonner
SPD dem Drängen von Kurt Conrad, der in seinem Bemühen, die Arbeit zwischen
DSP und oppositionellem I.V. Bergbau zu intensivieren, über Alleingänge und Un¬

zuverlässigkeiten von Paul Kutsch enttäuscht war.

Eine Forcierung der Zusammenarbeit mit Gewerkschaften und politischen Parteien im
Saarland lehnte die Mehrheit des DGB-Bundesvorstandes ab. Walter Freitag und Albin
Karl stimmten in dieser Politik mit dem Vorsitzenden der IG Bergbau August Schmidt
überein. Dies ergibt sich sowohl aus der Aktenlage des DGB als auch aus den Lagebe¬

richten der französischen Botschaft in Bonn an die Mission Diplomatique in Saar¬

brücken. 334

Der DGB war nicht nur dem Werben der SPD und DSP zur Zusammenarbeit in der
Saarfrage ausgesetzt, sondern auch andere politische Kräfte suchten seine Unterstüt¬
zung wie z.B. Hubertus Prinz zu Löwenstein mit seiner deutschen Aktion für die
Saar. 335 Der DGB-Bundesvorstand ließ sich aber in seiner eher zurückhaltenden, nach
beiden Seiten offenen Haltung nicht beirren, obwohl auch das Kaiser-Ministerium über

die SPD versuchte, ihn zu einem stärkeren Engagement an der Saar zu bewegen.
Insbesondere wünschte das Ministerium eine engere Zusammenarbeit mit dem Saar¬

bund, entsprechende Bitten blieben aber unbeantwortet.336

Neben der Wahrung parteipolitischer Neutralität stand die Sorge um den Gewerk¬
schaftsgedanken an der Saar. Mit Unbehagen beobachteten die Spitzengewerkschaftler,
daß durch die Spaltung der Gewerkschaftsbewegung in eine pro-deutsche und eine
autonomistische Richtung der Gewerkschaftsgesdanke an der Saar litt und die gewerk¬

schaftliche Organisierung der saarländischen Arbeitnehmer rückläufig war, zum
anderen bestand eine weitere politische Spaltung durch die christliche Gewerkschaft.
Vor diesem Hintergrund verbot sich für die Spitze des DGB eine einseitige Festlegung
auf die pro-deutsche Opposition.

MAE Paris, EU-Europe, Sous S. Sarre, Doss.109, B1.264 f., HC de la Rép. Franç. en Allemagne an

Grandval vom 15.5.53.
334 Ebd. und B1.272 f., François-André Ponçet an Bidault vom 23.6.53."La Fédération syndical allemande

(D.G.B.) paraît toujours (...) décidée à rester sur le plan purement syndical et à ne pas intervenir dans les

questions d'ordre politique".
335 Ebd.
336 Ebd., Doss.109, B1.284 f., Vermerk vom 29.7.53. und 30.7.53. Ebd., B1.343, André François-Ponçet an

MAE Paris vom 19.8.54.
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